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1 4 5 . Verordnung: Erlassung der Geschäftsordnung des Landesverteidigungsrates
1 4 6 . Verordnung: Änderung der Dienstrechtsverfahrensverordnung 1969

145 . Verordnung der Bundesregierung vom
28. Feber 1978, mit der die Geschäftsordnung

des Landesverteidigungsrates erlassen wird

Auf Grund des § 5 Abs. 11 des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 385/1977 wird mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates
verordnet:

§ 1. (1) Der Landesverteidigungsrat ist vom
Bundeskanzler einzuberufen.

(2) Gegenstand der Beratungen des Landesver-
teidigungsrates sind:

a) Allgemeine oder teilweise Einberufung zum
außerordentlichen Präsenzdienst gemäß
§ 28 g Abs. 3 des Wehrgesetzes;

b) vorläufige Aufschiebung der Rückverset-
zung von Wehrpflichtigen in die Reserve
gemäß § 32 Abs. 2 des Wehrgesetzes;

c) Einberufung zu außerordentlichen Übun-
gen durch den Bundesminister für Landes-
verteidigung gemäß § 28 g Abs. 4 und 5
des Wehrgesetzes;

d) Verordnung des Bundesministers für Lan-
desverteidigung gemäß § 28 b Abs. 1 des
Wehrgesetzes;

e) sonstige Angelegenheiten der militärischen
Landesverteidigung, die von grundsätzlicher
Bedeutung sind und über die Zuständigkeit
des Bundesministers für Landesverteidigung
hinausgehen;

f) Angelegenheiten der umfassenden Landes-
verteidigung, soweit sie nicht unter lit. a bis
e fallen und nach Ansicht des Vorsitzenden,
des Bundesministers für Landesverteidigung
oder von mindestens einem der dem Lan-
desverteidigungsrat angehörenden Vertreter
der politischen Parteien von grundsätzlicher
Bedeutung sind.

(3) Der Landesverteidigungsrat ist in allen An-
gelegenheiten des Abs. 2 zu hören, in Fällen der
lit. a, b oder c jedoch nur, sofern nicht Gefahr

im Verzug vorliegt. Liegt keine Gefahr im Ver-
zug vor, so ist der Landesverteidigungsrat in
den Fällen des Abs. 2 lit. a und b vor Beschluß-
fassung der Bundesregierung, jedenfalls aber vor
Erstattung eines entsprechenden Vorschlages an
den Bundespräsidenten zu hören, im Falle des
Abs. 2 lit. c vor der Verfügung der Einberufung
zu außerordentlichen Übungen, ferner im Falle
des Abs. 2 lit. d vor Erlassung der Verordnung.

(4) Dem Landesverteidigungsrat obliegt es, für
Maßnahmen in allen Angelegenheiten der um-
fassenden Landesverteidigung Empfehlungen zu
erteilen.

(5) Sofern der Vorsitzende, der Bundesmini-
ster für Landesverteidigung oder mindestens ein
dem Landesverteidigungsrat angehörender Ver-
treter der politischen Parteien dessen Einberufung
begehrt, hat der Bundeskanzler eine Sitzung
des Landesverteidigungsrates anzuberaumen, die
innerhalb von 14 Tagen stattzufinden hat; die
Einberufung ist schriftlich und unter Angabe des
Beratungsgegenstandes zu begehren.

(6) Sofern nicht Gefahr im Verzug vorliegt,
hat der Bundeskanzler den Landesverteidigungs-
rat in den Fällen des Abs. 2 lit. a, b und c un-
verzüglich einzuberufen.

§ 2. (1) Der Bundeskanzler hat zu den Sitzun-
gen des Landesverteidigungsrates den Vizekanz-
ler, den Bundesminister für Landesverteidigung,
den Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten, den vom Bundesminister für Landesver-
teidigung bestimmten Beamten des Bundesmini-
steriums für Landesverteidigung sowie den Gene-
ralgruppeninspektor, ferner die von den im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen po-
litischen Parteien in den Landesverteidigungsrat
entsandten Vertreter einzuladen, solange diese
nach dem § 5 Abs. 3 des Wehrgesetzes in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/1977 Mit-
glieder des Landesverteidigungsrates sind. Sofern
es der Gegenstand der Beratungen erfordert, sind
außerdem die ansonsten jeweils sachlich beteilig-
ten Bundesminister einzuladen.
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(2) Bei Gefahr im Verzug sind vom Bundes-
kanzler zu den Sitzungen des Landesverteidi-
gungsrates außer den Mitgliedern auch die Ersatz-
mitglieder einzuladen.

(3) Zu den Sitzungen des Landesverteidigungs-
rates hat der Bundeskanzler außer den in Abs. 1
genannten Mitgliedern einen bei der Präsident-
schaftskanzlei in Verwendung stehenden Beamten
als Beobachter einzuladen.

(4) Bedarf es zur Beratung besonderer Fragen
der Beiziehung von Sachverständigen, so hat der
Bundeskanzler diese zu den jeweiligen Sitzungen
des Landesverteidigungsrates einzuladen.

§ 3. (1) Den Mitgliedern des Landesverteidi-
gungsrates sowie dem als Beobachter einzuladen-
den Beamten der Präsidentschaftskanzlei sind mit
der Einladung die Tagesordnung der Sitzung so-
wie allfällige, zur Behandlung in dieser Sitzung
beim Bundeskanzler schriftlich eingebrachte An-
träge bekanntzugeben. Werden den Anträgen
schriftliche Unterlagen beigegeben, sind auch
diese, soweit Gründe der Geheimhaltung nicht
entgegenstehen, den Mitgliedern des Landesver-
teidigungsrates bekanntzugeben.

(2) Die Einladung zu den Sitzungen des Lan-
desverteidigungsrates erfolgt schriftlich und in
der Regel 14 Tage vor der Sitzung.

(3) In dringenden Fällen kann aber die Ein-
ladung zu einer Sitzung ohne die Einhaltung der
14tägigen Frist und auch auf telephonischem
oder telegraphischem Weg oder in sonst geeig-
neter Weise sowie ohne Bekanntgabe der Tages-
ordnung und der schriftlich eingebrachten An-
träge und Unterlagen erfolgen.

(4) Ist ein von den im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Parteien
namhaft gemachtes Mitglied des Landesverteidi-
gungsrates verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so hat es seine Vertretung durch ein
Ersatzmitglied zu veranlassen und im Regelfall
den Vorsitzenden davon vor der Sitzung schrift-
lich in Kenntnis zu setzen.

§ 4. (1) Der Bundeskanzler hat die übrigen
Mitglieder des Landesverteidigungsrates vor
ihrem Antritt anzugeloben. Ist in der Person des
Vizekanzlers oder eines Bundesministiers kein
Wechsel eingetreten, so bedarf es bloß aus dem
Grunde der neuerlichen Ernennung zum Vize-
kanzler oder Bundesminister keiner neuerlichen
Angelobung als Mitglied des Landesverteidigungs-
rates. Gleiches gilt für die Vertreter der politi-
schen Parteien im Landesverteidigungsrat im
Falle der Erneuerung ihrer Mitgliedschaft zum
Nationalrat oder Bundesrat.

(2) Die Beratungen des Landesverteidigungs-
rates sind vertraulich. Der Landesverteidigungs-
rat kann die Vertraulichkeit seiner Beratungen
insoweit aufheben, als er dies nach dem Gegen-

stand und dem Zweck der Beratungen für not-
wendig erachtet.

§ 5. (1) Den Vorsitz im Landesverteidigungsrat
führt der Bundeskanzler.

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt
die Sitzungen, er stellt die für die Beratungen er-
forderliche Anzahl von Mitgliedern sowie die ge-
faßten Beschlüsse fest.

(3) Der Vorsitzende kann auch die Sitzung für
eine kurze Zeit unterbrechen. Eine Vertagung
der Sitzung bedarf eines Beschlusses des Landes-
verteidigungsrates. Kann der Termin für die
Wiederaufnahme der viertagten Sitzung sogleich
festgelegt werden, bedarf es keiner gesonderten
Einladung zu dieser Sitzung.

§ 6. Die Beratungen zu jedem Tagesordnungs-
punkt werden durch die Wortmeldung jenes Mit-
gliedes des Landesverteidigungsrates eröffnet, auf
dessen Vorschlag der Beratungsgegenstand auf die
Tagesordnung gesetzt wurde, sofern der Landes-
verteidigungsrat nichts anderes beschließt.

§ 7. (1) Der Landesverteidigungsrat gibt seiner
Meinung in Form von Beschlüssen Ausdruck.

(2) Für Beratungen im Landesverteidigungsrat
ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der
Mitglieder des Landesverteidigungsrates erforder-
lich.

(3) Für eine Beschlußfassung genügt die ein-
fache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

§ 8. (1) Die vom Landesverteidigungsrat ge-
faßten Beschlüsse sind in einem Protokoll fest-
zuhalten. Die Verwendung von Schallträgern zur
Tonaufzeichnung ist zulässig.

(2) Das Protokoll wird den Mitgliedern, die an
der betreffenden Sitzung teilgenommen haben,
übermittelt.

(3) Einwendungen gegen das Protokoll können
bis zur nächstfolgenden Sitzung des Landesver-
teidigungsrates erhoben werden.

§ 9. Die Beschlüsse des Landesverteidigungs-
rates sind dem Bundesministerium für Landes-
verteidigung, soweit sie sich ausschließlich auf
militärische Angelegenheiten beziehen, auch der
Präsidentschaftskanzlei schriftlich zuzuleiten. In-
soweit die Beschlüsse des Landesverteidigungsrates
sich auf andere als militärische Angelegenheiten
beziehen, sind sie auch dem jeweils betroffenen
Bundesministerium schriftlich zuzuleiten.

§ 10. Das Bundeskanzleramt hat dem Landes-
verteidigungsrat das notwendige Personal zur
Verfügung zu stellen und den erforderlichen
Sachaufwand zu tragen.

§ 11. Die Mitglieder des Landesverteidigungs-
rates, der Beobachter der Präsidentschaftskanzlei
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sowie die allenfalls beigezogenen Sachverständigen
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

§ 12. Die für die Mitglieder geltenden Bestim-
mungen der §§ 3, 4 Abs. 1 und § 11 gelten wäh-
rend der Dauer der Vertretungsbefugnis der Er-
satzmitglieder auch für diese.

§ 13. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung der Bundesregierung vom
13. Mai 1969, BGBl. Nr. 230, womit eine Ge-
schäftsordnung des Landesverteidigungsrates er-
lassen wird, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 376/1970 und 185/1972 außer Kraft.

Kreisky Androsch Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

146. Verordnung der Bundesregierung vom
14. März 1978, mit der die Dienstrechtsver-

fahrensverordnung 1969 geändert wird

Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsverfahrens-
gesetzes, BGBl. Nr. 54/1958, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 298/1960, 329/1977 und
116/1978 wird verordnet:

Die Dienstrechtsverfahrensverordnung 1969,
BGBl. Nr. 377, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 144/1972 wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. Die Promulgationsklausel hat zu lauten:

„Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsver-
fahrensgesetzes, BGBl. Nr. 54/1958, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 298/1960,
329/1977 und 116/1978 wird verordnet:".

2. Der § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Z. 2 hat zu lauten:

„2. Kündigung provisorischer Beamter und
zeitverpflichteter Soldaten,".

b) Die Z. 10 hat zu lauten:

„10. Feststellung des Dienstranges der Richter
und der Richteramtsanwärter,".

c) Die Z. 11 hat zu lauten:
„11. Feststellung des Amtstitels und der Ver-

wendungsbezeichnung,".

d) Die Z. 12 hat zu lauten:

„12. Feststellung des Ausmaßes des Erholungs-
urlaubes sowie die Bewilligung des Verbrauches
des für das nächste Kalenderjahr gebührenden
Erholungsurlaubes,".

e) Die bisherige Z. 19 hat zu entfallen. Die
bisherige Z. 20 erhält die Bezeichnung 19 und
hat zu lauten:

„19. Feststellung der besoldungsrechtlichen
Stellung und der Geldbezüge (insbesondere Ge-
haltsstufe, Dienstzulagenstufe, Vorrückung, Auf-
schiebung, Hemmung und Einstellung der Vor-
rückung, Gehalt, Sonderzahlung, Abfertigung,
Dienstalterzulage, Dienstzulage, Verwaltungs-
dienstzulage, Verwendungszulage, Verwendungs-
abgeltung, Pflegedienstzulage, Pflegedienst-
Chargenzulage, Ergänzungszulage, Exekutiv-
dienstzulage, Heeresdienstzulage, Omnibuslenker-
zulage, Erzieherzulage, Wachdienstzulage, Trup-
pendienstzulage, Truppenverwendungszulage,
Haushaltszulage, Teuerungszulage, Überstunden-
vergütung, Sonn- und Feiertagsvergütung, Sonn-
und Feiertagszulage, Pauschalvergütung für den
verlängerten Dienstplan, Journaldienstzulage,
Bereitschaftsentschädigung, Mehrleistungszulage,
Erschwerniszulage, Gefahrenzulage, Aufwands-
entschädigung, Fehlgeldentschädigung, Fahrt-
kostenzuschuß)".

f) Die bisherigen Z. 21 bis 25 sind als 20 bis 24
zu bezeichnen.

g) Die bisherige Z. 26 hat zu entfallen.

h) Die bisherige Z. 27 erhält die Bezeichnung
25 und hat zu lauten:

„25. Gewährung von Belohnungen mit Aus-
nahme jener für außergewöhnliche Arbeitslei-
stungen der Angehörigen der Bundespolizei, der
Bundesgendarmerie, des Bundesheeres und der
Heeresverwaltung,".

i) Die bisherige Z. 28 erhält die Bezeichnung 26.

j) Die bisherige Z. 29 erhält die Bezeichnung
27 und hat zu lauten:

„27. Gewährung von Bezugsvorschüssen und
Geldaushilfen mit Ausnahme jener für die Ange-
hörigen der Bundespolizei, der Bundesgendar-
merie, des Bundesheeres und der Heeresverwal-
tung,".

k) Die bisherigen Z. 30 bis 33 sind als 28 bis 31
zu bezeichnen.

1) Die bisherige Z. 34 erhält die Bezeichnung 32
und hat zu lauten:

„32. Angelegenheiten der Leistungsfeststel-
lung,".

m) Folgende Ziffern sind anzufügen:
„33. Aufgaben der Dienstbehörde in Diszipli-

narsachen,

34. Feststellung des Anspruches auf einen
Pflegeurlaub,

35. Feststellung des Sterbekostenbeitrages nach
zeitverpflichteten Soldaten,

36. bei Lehrern:
a) die Genehmigung zur Erteilung des Privat-

unterrichtes an Schüler der eigenen Anstalt
und zur Aufnahme solcher Schüler in Kost
und Quartier,
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b) die Gewährung eines Sonderurlaubes bis zu
drei Monaten,

c) die Gewährung eines Karenzurlaubes bis zu
drei Monaten,

d) die Gewährung von Lehrpflichtermäßigun-
gen aus gesundheitlichen Gründen,

e) die Erfassung von Bescheiden betreffend
die Lehrverpflichtung im Unterrichtsgegen-
stand ,Aktuelle Fachgebiete'."

3. § 2 lit. b Z. 2 hat zu lauten:

„2. die Bundespolizeidirektionen,".

4. § 2 lit. d hat zu lauten:

„d) im Bereiche des Bundesministeriums für
Unterricht und Kunst:
die Landesschulräte (der Stadtschulrat für
Wien);".

5. § 2 lit. e hat zu lauten:

„e) im Bereiche des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung:

1. die Landesinvalidenämter (dem Landes-
invalidenamt für Vorarlberg wird die
Zuständigkeit zur Wahrnehmung der im
§ 1 Abs. 1 Z. 32 genannten Angelegen-
heiten nicht übertragen),

2. die Landesarbeitsämter."

6. § 2 lit. h hat zu lauten:

„h) im Bereiche des Bundesministeriums für
Verkehr:
1. die Post- und Telegraphendirektionen,
2. das Bundesamt für Zivilluftfahrt;".

7. Im § 2 lit. i Z. 3 ist nach dem Wort „Ver-
messungswesen" der Punkt durch einen Strich-
punkt zu ersetzen. Es sind folgende lit. j und k
anzufügen:

„j) im Bereiche des Bundesministeriums für
Landesverteidigung:

1. das Korpskommando I,

2. das Korpskommando II,

3. das Militärkommando Wien,

4. das Kommando der Fliegerdivision,

5. das Heeres-Materialamt;

k) im Bereiche des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung:
1. die Universitäten,
2. die Kunsthochschulen,
3. die Akademie der bildenden Künste in

Wien.
Den unter den Z. 1 bis 3 angeführten
Dienstbehörden wird nur die Zuständigkeit
zur Wahrnehmung der im § 1 Abs. 1 Z. 32
und 33 genannten Angelegenheiten über-
tragen."

8. § 3 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. Einteilung {datumsmäßige Festlegung) des
Erholungsurlaubes, aus dienstlichen Rücksichten
gebotene Abänderungen der Urlaubseinteilung,
Rückberufung vom Urlaub und die Feststellung,
daß der Verbrauch des Erholungsurlaubes bis
zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgen-
den Kalenderjahres aus dienstlichen Gründen
nicht möglich ist."

9. § 3 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:

„3. Gewährung eines Sonderurlaubes von
höchstens einer Woche an einen Universitäts-
oder Hochschullehrer, Bundeslehrer oder Beamten
in wissenschaftlicher Verwendung an einer Uni-
versität oder Hochschule künstlerischer Richtung
und an einen Lehrer einer Bundesschule, wenn
deren Vertretung gesichert ist. Auf diese Beamten
ist Z. 2 nicht anzuwenden."

10. § 3 Abs. 1 Z. 4 hat zu entfallen.

11. Im § 4 Abs. 1 und 2 ist die Zitierung
„§ 2 Abs. 5" jeweils durch die Zitierung „§ 2
Abs. 6" zu ersetzen.

Artikel II

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung beim Bundesministerium für Landesver-
teidigung als oberster Dienstbehörde anhängige
Verfahren, die Angelegenheiten zum Gegenstand
haben, die gemäß § 1 Abs. 1 den nachgeordneten
Dienstbehörden übertragen werden, sind von
der obersten Dienstibehörde fortzuführen.

Kreisky Androsch Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg


